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Die DDR setzt sich demzufolge für die zügige Weiterfüh­
rung der substantiellen Diskussion zu diesen Fragen in einem 
repräsentativen Gremium von Staatenvertretern ein, z. B. im 
Rahmen des Rechtsausschusses der UN-Vollversammlung. Die 
Notwendigkeit dafür sieht sie um so mehr, als dieser Tages­
ordnungspunkt als einziger dieser Art innerhalb der UNO 
die Möglichkeit bietet, die völkerrechtlichen Probleme einer 
neuen internationalen Wirtschaftsordnung umfassend — und 
das heißt auch: in ihrem Zusammenhang mit den Fragen der 
Friedenssicherung und Abrüstung — zu erörtern.

Um die Diskussion aus der Sackgasse herauszuführen, ist 
es erforderlich, daß die UN-Mitgliedstaaten zunächst einen 
Konsens finden, welche Probleme im legitimen Interesse al­
ler Staaten besonders dringend einer Lösung bedürfen und 
deshalb mit Priorität Gegenstand völkerrechtlicher Kodifi­
kationsarbeiten sein müssen.

Seit der 41. Tagung der UN-Vollversammlung tritt die 
DDR dafür ein, daß der Tagesordnungspunkt zu den Rechts­
grundlagen einer neuen internationalen Wirtschaftsordnung 
in engem Zusammenhang mit den Tagesordnungspunkten 
„Schaffung eines umfassenden Systems des Weltfriedens und 
der internationalen Sicherheit“ und „Konzept der interna­
tionalen ökonomischen Sicherheit“ betrachtet wird. Sie hat 
in ihrer Stellungnahme an den UN-Generalsekretär vom 
16. Juni 1987s vorgeschlagen, die weitere Diskussion zu den 
rechtlichen Grundlagen einer neuen internationalen Wirt­
schaftsordnung zunächst auf diejenigen Fragen zu konzen­
trieren, die von vorrangiger Bedeutung für die Gewährlei­
stung der internationalen ökonomischen Sicherheit aller 
Staaten sind.

Die DDR geht von der Überzeugung aus, daß insbesondere 
der Vorschlag der sozialistischen Staaten zur Gewährleistung 
der internationalen ökonomischen Sicherheit konsensfähige 
Ansatzpunkte für eine erfolgreiche Weiterführung der Dis­
kussion zu den Prinzipien und Normen des Völkerrechts für 
die neue internationale Wirtschaftsordnung bietet. Die Kon­
zeption der internationalen ökonomischen Sicherheit ist auf 
die Durchsetzung solcher Normen in den internationalen 
Wirtschaftsbeziehungen gerichtet, die zugleich auch das 
Grundgerüst für eine neue internationale Wirtschaftsord­
nung sein müssen. Diese Konzeption kann deshalb unmittel­
bar für das Herangehen an die Kodifikationsarbeiten zur 
rechtlichen Ausgestaltung einer neuen internationalen Wirt­
schaftsordnung genutzt werden.

Die Teilnehmerstaaten des Warschauer Vertrages, die auf 
der Berliner Tagung des Politischen Beratenden Ausschusses 
am 28. und 29. Mai 1987 ein Dokument zur Überwindung der 
Unterentwicklung und zur Schaffung einer neuen interna­
tionalen Wirtschaftsordnung angenommen haben, „gehen 
davon aus, daß die von ihnen unterbreitete Konzeption der 
internationalen ökonomischen Sicherheit nicht die von der 
Vollversammlung der Vereinten Nationen bereits angenom­
menen grundlegenden Beschlüsse und Dokumente zur Um­
gestaltung der internationalen Wirtschaftsbeziehungen und 
zur Schaffung einer neuen internationalen Wirtschaftsord­
nung ersetzt. Sie soll der Suche nach gemeinsamen Elemen­
ten im unterschiedlichen Herangehen an die Lösung der 
Weltwirtschaftsprobleme und an die Festigung des Ver­
trauens in den internationalen Wirtschaftsbeziehungen einen 
Impuls verleihen“.5 6

Das Konzept internationaler ökonomischer Sicherheit 
und die Entwicklung völkerrechtlicher Normen 
und Prinzipien für die NIWO

Solche Impulse für die Suche nach gemeinsamen Elementen 
im unterschiedlichen Herangehen an die Lösung der Welt­
wirtschaftsprobleme können sich aus folgenden Grundgedan­
ken der Konzeption der internationalen ökonomischen Si­
cherheit audi im Hinblick auf die Schaffung rechtlicher Nor­
men für die neue internationale Wirtschaftsordnung erge­
ben:

1. Die Konzeption geht von der Notwendigkeit der Ge­
währleistung gleicher ökonomischer Sicherheit für alle Staa­
ten aus. Damit wird das auf dem Gebiet der Abrüstung ent­

wickelte Prinzip der gleichen Sicherheit7 8 auch auf die ökono­
mischen Beziehungen angewendet.

Dieses Herangehen bedeutet den Schutz der legitimen Si­
cherheitsinteressen aller Staaten — der sozialistischen Staa­
ten, der Entwicklungsländer wie auch der imperialistischen 
Länder — in den internationalen Wirtschaftsbeziehungen. Es 
wendet sich gegen eine Politik, mit der versucht wird, eigene 
ökonomische Sicherheit auf Kosten der Sicherheit anderer 
Staaten zu erreichen. Mit der Anknüpfung an die legitimen 
Interessen aller Staaten wird eine konsensfähige Grundlage 
auch für die weitere Diskussion zu den Rechtsgrundlagen 
einer neuen internationalen Wirtschaftsordnung geboten.

Den spezifischen Interessen der Entwicklungsländer an 
einer neuen internationalen Wirtschaftsordnung entspricht 
das Prinzip der gleichen Sicherheit deshalb, weil es zwangs­
läufig die Notwendigkeit einschließt, den Problemen dieser 
Länder besondere Beachtung zu schenken: gerade die ökono­
mische Sicherheit dieser Länder ist durch neokolonialistische 
Abhängigkeit vom Imperialismus (insbesondere über die 
Verschuldung)) am stärksten bedroht bzw. nicht gegeben.

Die Konzeption der gleichen Sicherheit gestattet aber 
auch, an das Interesse großer Teile des internationalen Mo­
nopolkapitals an gesicherten Wirtschaftsbeziehungen mit den 
sozialistischen Staaten und mit den Entwicklungsländern an­
zuknüpfen. Die Gewinnung dieser Kräfte für den Gedanken 
der internationalen ökonomischen Sicherheit bietet zugleich 
Ansatzpunkte für eine Zusammenarbeit mit ihnen hinsicht­
lich der Rechtsgrundlagen einer neuen internationalen Wirt­
schaftsordnung.

2. Die ökonomische Sicherheit der Staaten steht im dia­
lektischen Zusammenhang mit deren umfassender Sicher­
heit. Die entscheidende Konsequenz daraus ist die Verknüp­
fung der Fragen der Entwicklung mit denen der Abrüstung, 
die sich in dem bereits von vielen Staaten vertretenen Prin­
zip „Abrüstung für Entwicklung“6 manifestiert.

Die völkerrechtliche Ausgestaltung eines solchen Prinzips 
würde der Verwirklichung des Rechts auf Entwicklung aller 
Völker und insbesondere des der Entwicklungsländer — vor 
allem durch Verwendung eines Teils der durch Rüstungsbe­
grenzung und Abrüstung freiwerdenden Mittel für die Über­
windung der Unterentwicklung — dienen. Gegenwärtige 
Fortschritte im Bereich der Rüstungsbegrenzung und Abrü­
stung sowie die Zuspitzung ökonomischer Probleme als Er­
gebnis imperialistischer Hochrüstungspolitik bieten dafür 
günstige Ansatzpunkte.

Die derzeitige Bewegung im Bereich der Abrüstung ist 
geeignet, die Überzeugung — insbesondere auch unter den 
Entwicklungsländern — zu stärken, daß bei entsprechendem 
Engagement aller Staaten Ergebnisse im Bereich der Rü­
stungsbegrenzung und Abrüstung erreichbar sind und damit 
Vorschläge über die Verwendung der durch diesbezügliche 
Maßnahmen freiwerdenden Mittel für die Entwicklung eine 
reale Grundlage haben.

Angesichts der zunehmend zutage tretenden negativen 
Auswirkungen der Hochrüstungspolitik imperialistischer 
Länder auf deren Wirtschaft gewinnen derzeitig auch jene 
Wirtschaftskreise gegenüber den aggressiven Vertretern des 
militärisch-industriellen Komplexes an Einfluß, die an Maß­
nahmen zur Sicherung wirtschaftlicher Stabilität interessiert 
sind, wozu auch die Senkung der Rüstungsbudgets zählt.9

3. Die Zusammenarbeit der Staaten zur Lösung der globa­
len ökonomischen Probleme im Interesse der Gewährleistung 
internationaler ökonomischer Sicherheit ist eine objektive 
Notwendigkeit. Eine diesbezügliche Rechtspflicht der Staaten 
würde das Grundprinzip der gegenseitigen Zusammenarbeit 
in Übereinstimmung mit der UN-Charta konkretisieren. Sie
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